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Sorgerecht bei Elternscheidung und K J H G 
Von Professor Dr . Michael Coester, Göt t ingen 
A . Einführung 
Das sorgerechtliche Schicksal der Kinder bei Auflösung der 
elterlichen Familiengemeinschaft ist ein Thema, dessen 
menschliche und soziale Bedeutung erst nach und nach erkannt 
worden ist und um dessen sachgerechte Lösung bis heute 
gerungen wi rd . Z u m besseren Verständnis der Veränderungen, 
die jüngs t das KJHG in diesem Regelungsbereich gebracht hat, 
soll einleitend eine kurze Skizzierung der großen Entwick­
lungslinien erfolgen, die auf diesem Rechtsgebiet zu verzeich­
nen und auch heute noch nicht abgeschlossen sind. 
Nach der ursprünglichen Regelung des BGB erschien das 
K i n d noch primär als Zuordnungsobjekt väterlicher Gewalt; 
i m Scheidungsfall wurde es zum Objekt schuldorientierter 
Familienliquidation - das Kind gebührte grundsätzlich dem an 
der Scheidung schuldlosen Teil, das Kindesinteresse fungierte 
nur als - in der Praxis zurückhaltend angewendetes - Kor ­
rektiv. 
Die folgenden 80 Jahre (mit Rechtsreformen durch das 
EheG 1938, EheG 1946, GleichberG 1957, 1. EheRG 1977 und 
SorgeRG 1980) haben durch mehrere Reformschritte nach und 
nach zwei Tendenzen zum Durchbruch verholfen: Z u m einen 
ist ein Aufstieg der elterlichen Regelungsautonomie unter Zurück­
drängung staatlich verordneter Verteilung zu beobachten: Das 
Vorschlagsrecht der Eltern wurde 1946 eingeführt und in 
seinem Gewicht in der Folgezeit ausgebaut. Zur Rechtfertigung 
diente zum einen das Kindeswohl (unter dem Aspekt, daß die 
Eltern i.d.R. das Wohl ihres Kindes am besten beurteilen 
könnten) wie auch das Elternrecht des Ar t . 6 I I S. 1 GG. Die 
zweite Tendenz ist der Aufstieg des Kindeswohls als beherrschen­
der Leitaspekt bei der Sorgerechtsregelung: Die individuellen 
Bedürfnisse des Kindes traten mehr und mehr aus der Funktion 
eines bloßen Korrektivs starrer Verteilungsregeln heraus und 
wurden zum zentralen, unmittelbaren Regelungsanliegen des 
Gesetzes. Ihren Abschluß fand diese Entwicklung mi t dem 
SorgeRG von 1980, das das Kindes wohl als entscheidungslei­
tenden Rechtsbegriff betont auch noch dem elterlichen Zutei­
lungsvorschlag voranstellte1). 
Das Kindeswohl hatte aber seinen Siegeszug noch nicht 
beendet, als sich in seinem Rahmen bereits neue Kontroversen 
abzeichneten: Die Offenheit des Kindeswohlbegriffs nach 
Wegfall entscheidungsleitender Kriterien wie Scheidungs­
schuld oder Muttervorrang führte zu Spekulationen über die 
maßgeblichen Kindesinteressen i m Scheidungsfall. Besondere 
Bedeutung hat in diesem Zusammenhang der sog. Bindungs­
streit erlangt. Die Entdeckung und Hervorhebung der psycho­
sozialen Bedürfnisse des Kindes bei Trennung der Eltern stellte 
einen wichtigen Beitrag der Fachwissenschaften seit Beginn der 
60er Jahre dar, erst hierdurch gelang es, auch den Blick der 
Juristen auf die entscheidenden Aspekte zu lenken und den 
rechtlichen Kindeswohlbegriff sinnhaft auszufüllen. Allerdings 
wurden die psychosozialen Bedürfnisse des Kindes zunächst 
überwiegend mittels eines psychoanalytisch begründeten, 
gewissermaßen statischen Bindungsbegriffs ausgedrückt, der 
zwar - insbesondere über die populärwissenschaftlichen Werke 
von Goldstein/Freud/Solnit - sogar noch in die Sorgerechtsre­
form von 1980 eingeflossen ist. Zie l der Sorgerechtsentschei­
dung war demnach die klare und sichere Zuordnung des 
Kindes zum „besseren Elternteil", d. h. seiner „Hauptbezugs­
person". Diese Konzeption konnte auf die Dauer jedoch nicht 
befriedigen und wurde in Frage gestellt von einer „systemi­
schen" oder „famil iendynamischen" Sicht des Kindes und 
seiner Beziehungen zur Familie und Umwel t . 
Die Entscheidung des BVerfG1*) von 1982 brachte in dieser 
Situation einen erneuten und fundamentalen Wechsel i m staat­
lichen Interventionsansatz: Das BVerfG kombinierte das syste­
mische Familien Verständnis m i t den verfassungsrechtlichen 
Prinzipien hinsichtlich der Zuordnung von Elternverantwor­
tung und Staats Verantwortung für Kinder und kam zu dem 
sowohl verfassungsrechtlich wie entwicklungspsychologisch 
begründeten Ergebnis, daß konzeptionell an die Stelle von 
*) Dies wurde durch Umstellung der Abs. II und III des § 1671 B G B zum 
Ausdruck gebracht: Der nunmehr erst in Abs. III geregelte Elternvor-
schlag enthält damit die Bedeutung nur einer Konkretisierung des nach 
Abs. II letztentscheidenden Kindeswohls. 
1 a) FamRZ 1982, 1179. 
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„Verte i lung" und „Auseinanderse tzung" (in doppeltem Sinne!) 
pr imär eine Fortfuhrung der elterlichen Verantwortung, eine 
Neuarrangierung der fortbestehenden Familie anzustreben sei: 
Elterlicher Kooperation wurde der Vorrang eingeräumt vor 
Konfrontation. I m Lichte der vo re rwähn ten rechtlichen Ent­
wicklungstendenzen „Kindeswohl" und „El te rnbes t immung" 
bedeutete die Entscheidung des BVerfG zweierlei: Das Kindes-
w o h l erhielt einen neuen, zentralen Bezugspunkt - nämlich die 
pr imäre Erhaltung beider Elternteile anstelle der Suche nach 
dem besser geeigneten Elternteil; und die elterliche Regelungs­
kompetenz wurde - durchaus i m Einklang mi t dem Kindes­
wohl , aber auch verfassungsrechtlich begründe t - stärker in den 
Vordergrund gerückt . 
Die Bedeutung dieses v o m BVerfG vollzogenen 
Umschwungs, für den das Modewor t „Paradigmawechsel" 
nicht unpassend erscheint, ist i n den Folgejahren zunächst nicht 
vo l l erkannt worden, Veränderungen der Sorgerechtspraxis 
insbesondere durch Zuerkennung des gemeinsamen Sorge­
rechts nach Scheidung blieben auf Ausnahmefälle beschränkt. 
Hier hat nun das KJHG eingesetzt, seine §§ 17, 28 und 50 sind 
darauf zugeschnitten und geeignet, der v o m BVerfG eingeleite­
ten Entwicklung wesentliche Schubkraft zu verleihen. Diese 
entfaltet sich in doppelter Richtung: Materiellrechtlich enthält 
das KJHG erstmalig eine Stellungnahme des Gesetzgebers zum 
gemeinsamen Sorgerecht: Elterliche Selbstverantwortung und 
Kooperation auch bei Trennung und Scheidung bis hin zur 
Fortführung des gemeinsamen Sorgerechts werden positiv bewer­
tet und als rechtlich anzustrebendes Ziel etabliert. Hierin liegt 
eine gesetzliche Wertentscheidung, deren Bedeutung weit über 
das Jugendhilferecht hinausgeht und auch § 1671 BGB in 
neuem Licht erscheinen lassen m u ß 2 ) . 
Zweitens und damit zusammenhängend findet ein pointier­
ter . Wechsel im staatlichen Interventionsansatz statt - von der 
justiziellen „Entsche idung" gemäß § 1671 B G B vorrangig zur 
sozialrechtlichen Hilfe und Förderung verantwortlicher Selbst­
regelung durch die Eltern. Hier ist den Jugendhilfeorganen ein 
ganz neuer und i n seiner Wichtigkeit gar nicht zu überschätzen­
der Funktionsbereich zugewachsen, der seine Legitimation und 
auch rechtliche Digni tä t unmittelbar aus der verfassungsrechtli­
chen Pflicht des Staates zur Wahrung und Förderung von 
Familien- und Kinderinteressen herleitet. Dies hat Konsequen­
zen auch für den Status der Jugendhilfe: Den ihr vom Gesetzge­
ber zugewiesenen gesetzlichen Auftrag hat sie eigenständig aus 
ihrer fachlichen Kompetenz heraus zu erfüllen, der durch sie 
repräsentierte staatliche Interventionsansatz steht gleichrangig 
neben dem justiziellen Entscheidungsansatz. Daß dies Auswir­
kungen auf die Kooperation von Gericht und Jugendamt haben 
m u ß , liegt auf der Hand. 
Damit ist der heutige Stand der Dinge beschrieben. Hierbei 
w i r d man aber mi t Sicherheit nicht stehenbleiben können. Z u m 
einen w i r d auf faktisch-organisatorischer Ebene noch viel zu 
tun sein, um die Impulse des K J H G in der Rechtswirklichkeit 
wei tes tmögl ich zum Tragen kommen zu lassen. Aber auch auf 
rechtlicher Ebene kann noch nicht das letzte Wort gesprochen 
sein: Den e rwähnten rechtlichen Ä n d e r u n g e n der Sorgerechts­
thematik durch das K J H G steht nach wie vor das unveränderte 
System der §§ 1671, 1634 und 1696 B G B gegenüber 3 ) . Hier 
fehlt es offensichtlich an einer Anpassung an die neuen Wege, die 
der Gesetzgeber mi t dem Erlaß des KJHG beschritten hat. Aber 
wie soll eine solche Anpassung aussehen? Nach unserem 
kursorischen Gang durch die Vergangenheit bis hin zur Gegen­
wart erreichen w i r damit die Frage nach der Gestalt des 
künftigen Rechts. 
Insoweit gibt es schon vorbereitende Arbeiten i m Bundesju­
stizministerium, die auf eine Reform des § 1671 BGB gerichtet 
sind 4). Ausgelöst ist diese Reformaktivität durch den auch nach 
der Entscheidung des BVerfG von 1982 fortbestehenden Streit 
u m das gemeinsame Sorgerecht, insbesondere um die i m 
einzelnen zu fordernden Voraussetzungen. Aufbauend auf dem 
Β VerfG sowie insbesondere der rechts tatsächlichen Studie von 
Limbach*) hält man nunmehr eine positivrechtliche Regelung 
des gemeinsamen Sorgerechts i m Rahmen der Vorschrift des 
§ 1671 BGB für geboten. Noch bevor ein En twur f aus dem 
Ministerium vorliegt, w i r d man sagen können, daß er bei dieser 
Konzeption unbefriedigend ausfallen m u ß : Es steht zu befürch­
ten, daß nur alle Streitfragen „erledigt" werden, die seit 1982 in 
der Literatur und Rechtsprechung aufgetaucht sind, und es sind 
bisher keine Anzeichen erkennbar, daß die Wechselwirkungen 
zwischen dem KJHG und § 1671 BGB gesehen werden. 
Hinderlich mag sich insoweit auch - so lächerlich es klingen 
mag - die Zuständigkeitsvertei lung zwischen den Ministerien 
auswirken: Das KJHG ist ein Produkt des Ministeriums für 
Familien und Gesundheit, das BGB gehört in die Kompetenz 
des Justizministeriums. 
Werden die Zusammenhänge mi t den neuen Regelungen i m 
KJHG gesehen, so könnte für § 1671 BGB daraus möglicher­
weise folgen: 
- Ein rechtlicher Primat jeglicher Form von elterlicher 
Kooperation (bis hin zum gemeinsamen Sorgerecht vor der 
Alleinsorge eines Elternteils). 
- Begründungspfl icht von Eltern und Gericht für Nicht­
Kooperation (sowohl aus dem Blickwinkel des Kindeswohls 
als auch des rechtlichen Grundsatzes der Unverzichtbarkeit 
elterlicher Sorge). 
- Privilegierung elterlicher Sorgerechts plane auf der Basis 
fachlicher Beratung durch die Jugendhilfe i . S. weitergehender 
Zurückdrängung der richterlichen Kontrolle gemäß § 1671 I I I 
B G B , möglicherweise sogar deren Ersetzung. 
- Grundsätzlich Koppelung von Sorgerechts- und 
Umgangsfrage sowohl in materiellrechtlicher als verfahrens­
rechtlicher Hinsicht (aus der Kindessicht gehören beide Fragen 
untrennbar zusammen)6). 
Doch diese Reformansätze sowie die bisherige Balance 
zwischen elterlichem Bestimmungsrecht und Kindeswohl sind 
schon wieder in Frage gestellt und möglicherweise überholt 
durch eine Diskussion, die einen Abschied vom Offizialsystem 
des § 1671 I BGB, also der notwendigen Gerichtsentscheidung 
über das Sorgerecht in jedem Scheidungsfall, fordert zugunsten 
eines Antragssystems. Z u einer gerichtlichen Entscheidung 
über das Sorgerecht käme es dann nur noch in zwei Ausnahme­
fällen, nämlich entweder bei Antragstellung eines der beteilig­
ten Familienmitglieder oder aber bei einer das Wächteramt des 
Staates herausfordernden Kindeswohlgefährdung i . S. des 
§ 1666 B G B . Dieser Vorschlag bedeutete einen erneuten, 
revolutionären Umschwung i m staatlichen Interventions an-
satz, nicht nur eine Anpassung des bürgerlichen Rechts an das 
2 ) Vgl . Coester, FuR 1991, 70, 72 f.; ders., FamRZ 1991, 253, 260 f. 
3 ) Sowie ein Verfahrensrecht, das deutlich auf justizielle Entscheidung 
zwischen den Eltern zugeschnitten ist. 
4 ) Vgl . Strempel, Gemeinsame Sorge geschiedener Eltern - Rechtstatsa­
chen und gesetzliche Regelung (1989); Engelhardt, Bundesjustizminister 
a. D. , in: Limbach, Die gemeinsame Sorge geschiedener Eltern in der 
Rechtspraxis (1989), Vorwort; ein Entwurf ist bislang noch nicht 
veröffentlicht. Voraussichtlich wird die geplante Reform des § 1671 
BGB integriert in die nun eingeleitete, umfassende Reform des Kind­
schaftsrechts. 
5 ) Siehe oben [Fn. 3]. 
6) Jopt, ΖΟ 1990, 285, 290 ff. 
618 FamRZ 1992, Heft 6 
neue Jugendhilferecht. Bei entsprechender Änderung des BGB 
könnte auch das KJHG so wie bisher nicht stehenbleiben, es 
müß te seinerseits dem neuen Familienrecht angepaßt werden. 
Die Rolle des Jugendhilferechts in einem Antragssystem ist von 
dessen Protagonisten bisher noch nicht näher definiert worden 
- woh l auch deshalb, weil das Antragssystem auf der Prämisse 
grundsätzlich fortbestehender elterlicher Eigenkompetenz zur 
Regelung der Sorgefrage aufbaut und sich hiermit die Vorstel­
lung elterlicher Beratungs- und Unterstützungsbedürft igkeit 
nicht gut verträgt. 
Nach dieser tour d'horizon des Sorgerechtsproblems i m 
Wandel der Zeiten und Auffassungen sollen i m folgenden zwei 
der angesprochenen Fragenkreise vertieft werden - der Hilfsan­
satz des KJHG bei Partnerkonflikten i m einzelnen und die 
Folgerungen fur die M i t w i r k u n g des Jugendamts i m familien­
gerichtlichen Verfahren, sowie zweitens die soeben erwähnte 
Diskussion zum „Antragssystem". 
B . Der Ansatz des K J H G i m einzelnen 
Die Aufgaben der Jugendhilfe nach dem KJHG liegen auf 
drei Ebenen: Familienbegleitend und präventiv orientiert ist die 
Beratung, die nach § 17 I N r n . 1 und 2 KJHG den Eltern 
angeboten werden soll zwecks Aufbau eines partnerschaftli­
chen Zusammenlebens und der Bewält igung von Konflikten 
und Krisen. I m Falle der Eltemtrennung ist - auf zweiter Ebene 
- Reorganisationshilfe zu leisten, d. h. Hilfe bei der eigenverant­
wortlichen Neuordnung der trotz Elterntrennung grundsätz­
lich fortbestehenden Eltern-Kind-Beziehungen (§§ 17 I N r . 3, 
I I ; 28 KJHG). Trotz gewisser sachlicher Überschneidungen 
völlig anders ausgerichtet ist die dritte Funktion der Jugend­
hilfe, die in § 50 KJHG geregelte Mitwirkung im familiengerichtli­
chen Verfahren. 
I . Präventive Beratung 
Die Partnerschaftsberatung geschieht, obwohl den Eltern 
gewährt , nur um der Kinder willen: In deren Interesse soll die 
Familiengemeinschaft nach Möglichkei t stabilisiert und erhal­
ten werden. V o m K i n d her gedacht, kommt es folgerichtig auf 
die eheliche Verbundenheit der Eltern nicht an. Die Wirkungs­
chancen dieser Beratung m ö g e n in der Praxis nicht sehr groß 
sein7), sie werden auch sehr davon abhängen, in welchem 
Stadium der Familienkrise die Jugendhilfe Kontakt zur Familie 
bekommt: Ist dies erst auf Grund einer Mittei lung des Fami­
liengerichts v o m anhängigen Scheidungsverfahren der Fall, 
w i rd es - wie die Praxis früherer „Sühneversuche" zeigt - für 
familienerhaltende Aktivitäten regelmäßig zu spät sein8). Den­
noch hat die Beratung mi t dem Ziel der Familienerhaltung 
einen wichtigen Stellenwert sowohl in rechtsethischer Hinsicht 
als auch fur das Selbstverständnis der Jugendhilfe: Schadensver­
meidung rangiert auch hier vor Schadensminderung, die 
Jugendhilfe ist nicht reduziert auf bloße Liquidationsberatung. 
II . Reorganisationshilfe 
t. Funktionaler Bezug der jugendhilferechtlichen Unterstützung: 
Erweisen sich Trennung bzw. Scheidung der Eltern als unver­
meidbar, so haben jugendhilferechtliche Bemühungen darauf 
abzuzielen, den Fortbestand der Elternfunktion in diesem 
Auseinandersetzungsprozeß zu sichern, die Partnerscheidung 
also nach Möglichkeit nicht zu einer völligen Familienschei­
dung werden zu lassen. Wichtig ist jedoch die Erkenntnis, daß 
dieses wünschenswer te Ergebnis der Jugendhilfe als Aufgabe 
und Verantwortung nicht unmittelbar auferlegt ist - die S toß­
richtung ihrer B e m ü h u n g e n zielt auf elterliche Selbstregelung: 
Hilfe zur Selbsthilfe ist nach dem KJHG zu gewähren, nicht 
mehr, aber auch nicht weniger. Nach Auffassung des BVerfG 
umfaßt die vorrangige Elternverantwortung gemäß A r t . 6 I I 
S. 1 GG auch die kindeswohlgerechte Neugestaltung der 
Eltern-Kind-Beziehungen i m Fall der Trennung oder Schei­
dung der Eltern 9). Angesichts des Umstands, daß die Eltern 
über die besonderen Probleme ihrer Kinder in dieser Situation 
häufig unzureichend informiert und zudem in ihrer Fähigkeit 
zu kindesorientiertem Denken und Handeln auf Grund ihrer 
Partnerschaftsprobleme eingeschränkt sind, rechtfertigt sich 
eine staatliche Intervention m i t dem Ziel , die Eltern zur 
Wahrnehmung ihrer Regelungskompetenz auch sachlich zu 
befähigen. Pointiert ausgedrückt : Träger der rechtlichen Ent­
scheidungskompetenz sind die Eltern, etwa vorhandene Mängel 
ihrer Sachkompetenz zur verantwortlichen Selbstregelung hat 
die Jugendhilfe auszugleichen. 
Damit stellt sich die Frage nach einer grundsätzlichen 
Abgrenzung zur gerichtlichen Entscheidungsmacht. Der W o r t ­
laut des § 17 I I KJHG vermittelt den Eindruck, als sei das 
elterliche Sorgerechtskonzept nur ein vorbereitender En twur f 
für die letztlich maßgebl iche gerichtliche Neuordnung. Dies ist 
formal richtig insoweit, als unmittelbar rechtsgestaltende W i r ­
kung erst der gerichtlichen Entscheidung zukommt. Sachlich 
jedoch liegt, wie bereits e rwähnt , die vorrangige Bestim­
mungsbefugnis bei den Eltern, ihr ein vernehmliches Sorge­
rechtskonzept zeichnet den Inhalt der richterlichen Sorge­
rechtsentscheidung vor und unterliegt nur noch einer einge­
schränkten Negativkontrolle i m Lichte des Kindeswohls 
gemäß § 1671 I I I S. 1 BGB 1 0 ) . Diese Vorschrift ist Ausdruck des 
staatlichen Wächteramtes gemäß A r t . 6 I I S. 2 GG, auf das die 
Gerichte angesichts autonomer elterlicher Sorgerechtsregelung 
reduziert sind. 
Es ist m e r k w ü r d i g , wie wenig diese klare rechtliche K o m ­
petenzverteilung in das Bewußtse in der Betroffenen und auch 
vieler Jugendhilfemitarbeiter eingedrungen ist. Die häufigen 
Klagen über das „antagonist ische Rechts verfahren", über recht­
lichen Zwang und die „rechtliche Bevormundung der Eltern" 
sind Ausdruck dieses Mißverständnisses; sie verschweigen die 
Hauptsache, daß näml ich das Sorgerecht und andere Schei­
dungsfolgen in erster Linie von den Beteiligten selbst geregelt 
werden können. Diese Erkenntnis ist auch fur die Trennungs­
beratung der Jugendhilfe wicht ig: Berater und Eltern sollten 
nicht auf den Richter schielen, sondern selbstbewußt und 
eigen verantwortlich eine kindgerechte Neuordnung der nach­
ehelichen Beziehungen erarbeiten1 1), die dann in weiten Ver-
tretbarkeitsgrenzen auch die formelle Absegnung durch das 
Gericht erhalten w i r d . 
2. Träger der nach § 17 K J H G vorgeschriebenen Reorgani­
sationshilfe sind die öffentliche und die freie Jugendhilfe sowie, 
kraft ausdrücklicher Einbeziehung in § 28 KJHG, auch die 
Erziehungsberatungsstellen. Bei Kindern mi t Erziehungspro­
blemen haben die Trennungs- und Scheidungsfamilien auch 
bisher schon einen erheblichen Tei l der Klientel der Erzie­
hungsberatungsstellen ausgemacht1 2). Der Inhalt der von ihnen 
zu leistenden Hilfe ist jedoch ebenfalls grundsätzlich in § 17 I 
7) Optimistisch: Schach, DAVorm 1991, 785, 790. 
8) Vgl. Balioff/Walter, FuR 1991, 63, 68: Trennungsentscheidung grund­
sätzlich zu respektieren. 
9) BVerfG, FamRZ 1971, 421, 424; 1982, 1179, 1182. 
10) Staudinger/Coester, B G B , 12. Aufl., § 1671 Rz. 149; dies gilt auch für den 
auf gemeinsames Sorgerecht gerichteten Vorschlag, a.a.O. Rz. 167, 174 
m. Nachw. des Streitstands. 
") Vgl. Menne, Zf] 1992, 66, 74; Proksch, N D V 1988, 265 ff.; Matthey, in: 
Proksch, Wohl des Kindes (1990), S. 58 ff 
1 2) Vgl. Menne, ZfJ 1992, 66 ff 
FamRZ 1992, Heft 6 619 
N r . 3, I I KJHG vorgezeichnet 1 3). Anders als § 17 KJHG setzt 
ihre Hilfspflicht gemäß § 2 7 1 KJHG zwar ein bestehendes 
Erziehungsdefizit voraus, dafür hat dann aber eine besonders 
qualifizierte Beratung (durch ein multidisziplinäres Fachteam) 
zu erfolgen, die auch von vornherein dem K i n d zu gewähren 
ist 1 4). Allerdings ist das K i n d auch bei der Hilfe für den 
„normalen Scheidungsfall" nach § 17 KJHG nicht ein „außen­
stehender Drit ter", wie der Gesetzes Wortlaut vermuten lassen 
könnte : Auch dort ist seine Einbeziehung in die Erarbeitung 
eines Sorgerechtskonzepts „entsprechend seinem Entwick­
lungsstand" rechtlich geboten, für die Eltern durch § 1626 I I 
BGB, für die Jugendhilfe gemäß § 8 I KJHG. Es gehört zur 
wichtigen Verantwortung der Jugendhilfe-Mitarbeiter, auf die 
gewissenhafte Beachtung dieser Kindesposition auch den 
Eltern gegenüber hinzuwirken und damit die i m KJHG unter­
entwickelte Rechtsstellung der Kinder selbst15) praktisch auszu­
gleichen. 
3. Die Art der nach §171 Nr. 3, I I KJHG zu leistenden 
Beratung und Unterstützung ist v o m KJHG nicht näher vorge­
schrieben, sie unterliegt dem fachlichen Ermessen der Jugend­
hilfe-Träger 1 6 ). Übl icherweise werden als geeignete Interven­
tionsformen genannt die Beratung, Therapie und Mediation17). 
A u f jeden Fall w i r d es einer problemspezifischen Ausbildung 
und Organisation bei den Jugendhilfeorganen bedürfen, wenn 
die Hilfe nach § 17 KJHG professionell und effektiv sein soll. 
Dazu gehören auch pädagogische und psychologische Kennt­
nisse für die Bera tungsführung und Mediation 1 8), während 
Therapie von vornherein nur von einem Psychologen oder 
Psychiater geleistet werden kann. Des weiteren spielen, auch 
wenn die Sorgerechtsgestaltung pr imär den Eltern zusteht, 
jedenfalls bei Beratung und Mediation Rechtskenntnisse eine 
erhebliche Rolle. Fachliche Beratung oder Mediation i . S. von 
§ 17 KJHG setzt nicht nur die Kenntnis der sorgerechtlichen 
Grundsätze bei Trennung und Scheidung voraus, sondern auch 
der sonstigen Scheidungsfolgenregelungen sowie der jeweils 
bestehenden Vereinbarungsfreiräume: Ohne Klarheit insbeson­
dere über die Ehewohnung, Kindes- und Gattenunterhalt kann 
ein tragfähiges Sorgerechtskonzept schlechterdings nicht ent­
wickelt werden 1 9). Auch autonome Folgevereinbarungen der 
sich trennenden Partner werden inhaltlich beeinflußt von dem, 
was das Recht i m Nichteinigungsfall anordnet, und müssen 
sich in den allgemeinen Rechtsrahmen einfügen: Die Verhand­
lungen erfolgen notwendigerweise „im Schatten des Rechts"20). 
N u n stellt sich hinsichtlich einer Rechtsberatung durch Mitar­
beiter der Jugendhilfe allerdings das Problem der diesbezüglichen 
fachlichen und rechtlichen Kompetenz. Fachlich mag man 
darüber streiten, ob es einem Nichtjuristen gelingen kann, das 
komplizierte Regelungssystem des Scheidungsfolgenrechts 
hinreichend kompetent zu erfassen und - auf den Einzelfall 
umgesetzt - zu vermitteln. Für die Sorgerechts- und W o h ­
nungsfragen sähe ich weniger Schwierigkeiten als für den 
Unterhalt. Über lager t ist das Problem des Könnens jedoch von 
dem des Dürfens: Nach dem Rechtsberatungsgesetz (RBeratG) 
von 1935 darf nicht jedermann, und sei er noch so rechtskun­
dig» geschäftsmäßig Rechtsrat erteilen, sondern nur generell 
oder kraft Erlaubnis i m Einzelfall zugelassene Berufsgruppen. 
Es kann nun, wie jüngs t Haffke herausgearbeitet hat, kaum 
zweifelhaft sein, daß die i m Rahmen der Scheidungsberatung 
oder -mediation zu leistende Rechtsberatung eine solche i . S. 
des RBeratG, also grundsätzlich erlaubnispflichtig ist 2 1). Aller­
dings bleibt zu fragen, ob nicht die entsprechende Beratung 
durch die Jugendhilfemitarbeiter unter die generelle Befreiung 
gemäß § 3 Ziff . 1 RBeratG fällt, nämlich als „Rechtsberatung 
und Rechtsbetreuung, die von Behörden . . . i m Rahmen ihrer 
Zus tändigkei t ausgeübt w i r d " . Haffke verneint dies unter 
Hinweis auf das vom Gesetzgeber grundsätzlich angestrebte 
„hohe professionelle Qualifikationsniveau für Rechtsbera­
tung"; ein von ihm als revolutionär empfundener Eingriff in 
das bisherige, zweigeteilte Gefüge der Rechtsberatung durch 
Anwäl te und der psychosozialen Betreuung durch die Jugend­
hilfe müßte auf einer bewußten , ausdrücklichen Entscheidung 
des Gesetzgebers beruhen. Der Gesetzgeber des KJHG habe 
sich zu dieser Frage jedoch auch in den Gesetzesmaterialien 
nicht geäußert. 
Sowohl dies als auch die generelle Zielsetzung des Rechtsbe­
ratungsgesetzes sind von Haffke zutreffend beschrieben. Den­
noch trägt diese Argumentation m. E. nicht die Folgerung, daß 
die Träger der Jugendhilfe nicht zur Rechtsberatung ;m Rah­
men von Mediation oder Trennungsberatung befugt seien. Z u m 
einen w i r d die Aussagekraft des gesetzlich erwünschten Quali­
fikationsniveaus überzogen: Die v o m Rechtsberatungsgesetz 
selbst zugelassenen Berufsgi appen und Ausnahmen relativie­
ren dieses Ziel. Hinsichtlich der Behörden w i r d die Qualifika­
tion der beratenden Mitarbeiter nicht gesetzlich vorgeschrie­
ben; daneben dürfen erlaubnisfrei Rechtsrat erteilen ζ. B. die 
Mitarbeiter öffentlich geforderter Verbraucherzentralen (§ 3 
Ziff. 8 RBeratG), Gewerbetreibende i m unmittelbaren Zusam­
menhang abgeschlossener Geschäfte (§ 5 Ziff . 1 RBeratG), 
Hausverwalter (§ 5 Ziff . 3 RBeratG) oder die ärztliche Standes­
vereinigung über arzt- und haftungsrechtliche Fragen (§ 7 
RBeratG). Man wi rd nun nicht sagen können, daß die Rechts­
fragen des Verbraucherschutzes, des Wohnungseigentumsge­
setzes oder des Arztrechtes weniger kompliziert seien als die 
des Scheidungsfolgenrechts, und dennoch akzeptiert das Gesetz 
hier nichtjuristische Rechtsberater. 
Z u m zweiten steht die ausdrückliche gesetzliche Aufgaben­
zuweisung durch §§ 17 I Ziff . 3, I I ; 28 KJHG i m Raum. Der 
Bezug zum Recht w i r d vom Wortlaut des § 17 I I KJHG 
unmittelbar hergestellt, er kann auch aus dem Wort „Elternver­
antwortung" in § 17 I Ziff . 3 KJHG herausgelesen werden, 
denn so nennt das BVerfG das Elternrecht des Ar t . 6 I I S. 1 
GG 2 2). Der untrennbare Zusammenhang zwischen Sorgerecht 
13) Kaufmann, in: Wiesner/'Zarbock, Das neue Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) und seine Umsetzung in die Praxis (1991), S. 319 ff, 329 f.; 
Menne, ZfJ 1992, 66 f. 
14) Menne, ZfJ 1992, 66 ff, 67 f., 72. 
1 5) Dazu Coester, FamRZ 1991, 253 ff, 258 ff; Balloff/Walter, FuR 1991, 63, 
65; Rauscher, NJW 1991,1087, 1088. 
1 6) Vgl. Struck, in: Wiesner/Zarbock [Fn. 13], S. 79 ff, 84; Kaufmann, ebd. 
S. 319 ff, 326. 
1 7) Überblick: Balloff/Walter, FuR 1991, 63, 65 ff. (mit Lit. Nachw. S. 63 
Fn. 8); speziell zur Beratung Kaufmann, in: Wiesner/Zarbock [Fn. 13], 
S. 319, 327 ff; zur Mediation Proksch, FamRZ 1989, 916 ff; Mähler, 
FamRZ 1989, 935 f.; Mähler/Mähler, in: Krabbe, Scheidung ohne Richter 
(1991), S. 148 ff, 153 ff., sowie die weiteren Beiträge und Nachw. in 
diesem Band von Diez/Krabbe (S. 109 ff), Haynes (S. 132 ff), Proksch 
(S. 170 ff.), Strempel (S. 236 ff.) und die Vereinbarungsbeispiele 
S. 275 ff 
1 8) Vgl. Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 161 f. 
1 9) Insb. Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 148 ff., 153 ff. (zur Mediation); vgl. 
Kaufmann, in: Wiesner/'Zarbock [Fn. 13], S. 319 ff, 328 (zur Beratung). 
^ Nach einer Formulierung von Mnookxn/Komhauser, Bargaining in The 
Shadow of the Law: The Case of Divorce, 88 Yale L.J. 950 (1979); vgl. 
dagegen Haffke, Legitimation von Mediation im deutschen Rechtsraum 
(Vortrag vor der Evang. Akademie Bad Boll am 25. 1. 1992, noch 
unveröffentlicht): „Im Lichte des Rechts". 
2 1 ) Vgl. Haffke [Fn. 20]; ähnl. wohl Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 166 f., 
allerdings fur den FaÜ einer umfassenden Scheidungsmediation. 
Ώ) BVerfGE 24, 119, 143 = FamRZ 1968, 578 ff; BVerfGE 31, 194, 205 
= FamRZ 1971, 421 ff; BVerfGE 59, 360, 376 f. = FamRZ 1982, 570 
(LSe.); BVerfG, FamRZ 1982, 1179, 1182. Auch sonst erstreckt sich die 
vom Jugendamt zu leistende Beratung eindeutig auch auf Rechtsfragen, 
ζ. B. § 18 I KJHG (Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen des 
Kindes), § 18 II KJHG (Feststellung der Vaterschaft), § 18 III KJHG 
(Ansprüche der Mutter nach §§ 1615k, 16151 BGB), § 18 IV KJHG 
(umgangsrechtliche Beratung), § 51 II-III KJHG (Belehrung und Bera­
tung bei Adoption). 
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und anderen Scheidungsfolgen sollte einem Gesetzgeber, der 
das Verbundsystem eingeführt hat (vgl. insbesondere § 627 
ZPO!), dabei bewußt gewesen sein. Daraus kann nur geschlos­
sen werden, daß die Gesetzes Verfasser des KJHG die für die 
Erarbeitung eines Sorgerechtskonzepts nach § 17 KJHG uner­
läßliche Rechtsinformation unproblematisch auch als Aufgabe 
der Jugendhilfeträger und als Fall des Behördenvorbehalts i . S. 
des § 3 Ziff. 1 RBeratG angesehen haben. Andernfalls müßte 
man vertreten, daß das Gesetz der Jugendhilfe als herausgeho­
bene Neuerung in § 17 KJHG eine Aufgabe zugewiesen hat, 
deren sachgerechte Erfüllung den Jugendhilfeträgern rechtlich 
verboten ist. Kaum weniger absurd wäre die Folgerung, daß zu 
jeder Trennungsberatung gemäß §§ 17, 28 KJHG von vornher­
ein Anwälte hinzugezogen werden müßten - ein i m Regelfall 
woh l kontraproduktives Verfahren. 
Als Ergebnis ist festzuhalten: Die problemspezifische Quali­
fizierung der Jugendamtsmitarbeiter hat sich auch auf die 
Dimensionen des Rechts zu erstrecken. I m Rahmen der Tren­
nungsberatung oder -mediation gemäß § 17 KJHG dürfen den 
Eltern auch die sachnotwendigen Rechtsinformationen vermit­
telt werden. Dies gilt auch für freie Träger der Jugendhilfe, die 
zwar keine „Behörden" i . S. des § 3 Ziff . 1 RBeratG sind, aber 
bei Anerkennung gemäß § 75 KJHG den öffentlichen Jugend­
hilfeträgern gleichgestellt werden können 2 3 ) . Die Rechtsbera­
tungsbefugnis der Jugendhilfe findet ihre Grenze am sorge-
rechtsbezogenen Auftrag des § 17 KJHG, sie erstreckt sich 
nicht auf umfassende Scheidungsmediation. I m übrigen enthält 
die Bgrgtungsbefugnis auch ein erhebliches Verpflichtungsele-
ment hinsichtlich der notwendigen Qualifizierung, einschließ­
lich der verantwortlichen Entscheidung, wann die Kompetenz­
grenzen des Beraters erreicht sind und die Einschaltung von 
Anwälten geboten ist 2 4). 
4. Sachliches Ziel der jugendhilferechtlichen Bemühungen 
gemäß § 1 7 KJHG ist es, die Eltern zur Entwicklung eines 
einvernehmlichen, kindeswohlförderlichen Sorgerechtskon­
zepts anzuregen bzw. sie dabei zu unterstützen. Dazu gehört 
auch, obwohl v o m Gesetz nicht ausdrücklich erwähnt, die 
Regelung des persönlichen Umgangs mi t dem Elternteil, bei 
dem das Kind nicht lebt 2 5). Das KJHG hat nicht, i m Gegensatz 
zu früheren Entwürfen, das fortgeführte gemeinsame Sorge­
recht als gesetzliches Regelziel festgeschrieben; die Gesetzesbe­
gründung läßt aber erkennen, daß elterliche Kooperation auch 
nach der Scheidung als kindeswohlförderlich und das gemein­
same Sorgerecht als optimaler Ausdruck solcher Kooperation 
angesehen wird 2 6 ) . Für diesen Ansatz, der nicht kraft Entschei­
dung Dritter verwirklicht werden kann, sondern nur durch die 
Eltern selbst, sprechen erdrückende Argumente sowohl psy­
chosozialer als auch juristischer Natur, die bereits zur Genüge 
aufgelistet worden sind 2 7). Es w ü r d e sich u m eine atmosphäri ­
sche Veränderung von geradezu gesellschaftspolitischer Bedeu­
tung handeln, wenn es gelänge, das Modell fortbestehender 
gemeinsamer Elternschaft trotz Partnerscheidung als gesell­
schaftlichen „Normalfal l" wie auch als ethische Anforderung 
an die Eltern i m allgemeinen Bewußtsein zu verankern. Die 
nicht verstummende K r i t i k am gemeinsamen Sorgerecht nach 
Scheidung greift demgegenüber zu kurz: Niemand hat es 
ernsthaft als „Sorgerechtsmodell für jedermann" vorgeschla­
gen, es w i r d immer einen erheblichen Prozentsatz einigungs-
und kooperationsunfähiger Scheidungseltern geben. N u r sind 
es merkwürdigerweise oft dieselben, die insoweit zwar war­
nend ihre Stimme erheben, andererseits aber die gerichtliche 
Offizialentscheidung über das Sorgerecht abschaffen wollen -
mit der Folge des automatischen Fortdauerns der gemeinsamen 
elterlichen Sorge auch bei einigungsunfähigen Eltern 2 8). Gebo­
ten durch das KJHG ist nur die Ermutigung und Unterstützung 
der vielen Elternpaare, die aus eigener Kraft zu einem Konsens 
nicht gelangen oder die dem auch unter sog. Fachleuten 
verbreiteten I r r tum unterliegen, das Recht zwinge i m Schei­
dungsfall die Parteien in antagonistische Positionen und zum 
Kampf um subjektive Rechte. 
Als Ergebnis des Verständigungsprozesses muß auch kei­
neswegs stets das gemeinsame Sorgerecht herauskommen -
entscheidend für die Kinder ist nicht die rechtliche Zuständig­
keitsverteilung, sondern der atmosphärische Wechsel von 
Kampfund Haß zu befriedetem elterlichen Miteinander und zu 
möglichst viel elterlicher Kooperation 2 9). Gemeinsamkeit nur 
auf der Sorgerec/iteebene ist nicht nur nicht ausreichend, son­
dern sogar kontraindizierend: Das gemeinsame Sorgerecht ist 
ebensowenig ein Instrument zur bloßen Perpetuierung väterli­
cher Mitbestimmungsrechte wie die Mediation eine Veranstal­
tung zur einseitigen Aktualisierung weiblicher Verzichtsnei­
gung ist 3 0). Wer nur Beteiligung am Recht w i l l ohne konkret 
dargelegte Bereitschaft zur entsprechenden Beteiligung auch an 
elterlicher Verantwortung und Pflichten, ist nicht i . S. des 
Kindeswohls kooperationsbereit und damit kein Kandidat fur 
das gemeinsame Sorgerecht. Allerdings sollte auch die mögl i ­
che psychologische Wechselwirkung von rechtlicher Eltern­
schaft und Verantwortungsgefühl , oder umgekehrt von Ent­
rechtung und faktischem Rückzug v o m Kind nicht außer acht 
gelassen werden: Wer die rechtliche Elternverantwortung 
behält, w i r d eher bereit sein, sich um die Kinder zu kümmern , 
als der, dem die Zuständigkei t fur die Kinder ausdrücklich 
abgesprochen w i r d . 
Ziel der jugendhilferechtlichen B e m ü h u n g e n m u ß also die 
sachliche Kooperationsgemeinschaft der Eltern sein, nicht nur 
die formale Vereinbarungs- und Rechtsgemeinschaft: N u r 
erstere ist „dem W o h l des Kindes forderlich" i . S. von § 17 I 
N r . 3 KJHG. Die Beratung nach §17 KJHG dient damit auch der 
Abwehr von Fehltendenzen, etwa dem mißbräuchlichen Begeh­
ren gemeinsamen Sorgerechts einerseits (Stichwort: „Wenn ich 
zahlen soll, w i l l ich auch mitbestimmen!"), der mißbräuchl i ­
chen Verweigerung andererseits (Stichwort: „Mein K i n d 
gehört mir!") . Die Jugendhilfe wandelt bei der Trennungsbera­
tung insoweit auf einem schmalen Grat - Orientierung bietet 
nur die ständige Vergegenwär t igung, daß für jede jugendhilfe-
rechtliche Aktivi tät die Interessen und Rechte des Kindes 
maßgeblich sind und nicht der Ausgleich von Elterninteressen. 
Gelingt es den Eltern, sich - m i t oder ohne jugendhilferecht-
liche Unte rs tü tzung - zu echter nachehelicher Kooperation 
durchzuringen, so sollte nicht mehr bezweifelt werden, daß 
dies regelmäßig die den Kindern förderlichste Lösung ist. 
Ώ ) Andernfalls würde auch der Vorrang der freien Jugendhilfe gemäß § 4 II 
KJHG fur den Bereich des § 1 7 KJHG leerlaufen. Vgl- auch die 
landesverfassungsrechtlichen Anerkennungen der „Träger der Wohl­
fahrtspflege" oder Jugendverbände, Art. 6 III Nordrhein-Westfalen, 
Art. 26 Rheinland-Pfalz, Art. 25 I 3 Saarland, Art. 36 Bremen; zur 
Stellung der freien Träger aus verfassungsrechtlicher Sicht vgl. Zacher, 
in: Handbuch des Staatsrechts (1989), Band IV, § 34 Rz. 79-S2. 
2 4 ) Zur Rolle von Anwälten im Mediationsverfahren vgl. Mähler/Mähler 
[Fn. 17], a.a.O., sowie Haffke [Fn. 20], a.a.O. 
*) Coester, FamRZ 1991, 253 ff., 261; vgljopt, ZfJ 1990, 285 ff. 
*) BT-Drucks. 11/5948, S. 58; vgl. Rauscher, NJW 1991, 1087 f., 1089. 
2 7 ) Vgl. (jeweils m.w.N.) Staudinger/Coester [Fn. 10], § 1671 Rz. 161 ff; 
ders., FuR 1991, 70 ff; vgl. zuletzt Michalski, FamRZ 1992, 128 ff., der 
allerdings § 17 KJHG übersieht. 
*) Ζ. B. Balloff/Waker, FuR 1991, 63 ff., 64, 69. 
2 9 ) Vgl. Wiesner, FuR 1990, 325, 330; Struck, in: Wiesner/'Zarhock [Fn. 13], 
S. 79 ff, 83 f.; Menne, ZfJ 1992, 66, 67 [Fn. 3]. 
^ Zu entsprechenden Befürchtungen aus feministischer Sicht vgl. 
R. Wolff, Statement zum Hearing „Scheidungsfolgen fur Kinder und 
Eltern in München" am 20. 1. 1992; vgl. schon (mit Hinweis auf U S -
amerikanische Fehltendenzen) Coester, E u G R Z 1982, 256 ff. 
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Empirische Erkenntnisse zeigen einen signifikant höheren 
Zufriedenheitsgrad bei Scheidungsfamilien mi t gemeinsamem 
Sorgerecht, wenngleich eine problemlose Idylle auch hier 
realistischerweise nicht erwartet werden kann 3 1). Gelingt den 
Eltern jedoch keine Übereinkunft , bedarf es einer familienge­
richtlichen Entscheidung zwischen ihnen. 
ΠΙ. Mitwirkung im familiengerichtlichen Verfahren 
Auch i m gerichtlichen Sorgerechtsverfahren weist das 
KJHG dem Jugendamt eine Funktion zu: Nach § 50 I hat es das 
FamG bei Sorgemaßnahmen zu unters tützen und i m Erkennt­
nisverfahren „mi tzuwirken" . Nach § 50 I I unterrichtet das 
Jugendamt insbesondere über angebotene und gewährte Lei­
stungen und weist auf weitere Hilfsmöglichkeiten hin. 
Die Beteiligung des Jugendamts am gerichtlichen Verfahren 
ist nicht neu. Traditionell hatte sich die Zusammenarbeit von 
Gericht und Jugendamt vor dem KJHG so eingespielt, daß das 
Jugendamt (oder - bei verschiedenem Wohnsitz der Eltern - die 
Jugendämter) auf Anforderung durch das Gericht Gespräche 
mit den Elternteilen (manchmal auch dem Kind) führte, u. U . 
Hausbesuche machte und auf dieser Basis einen Bericht 
erstellte, der mi t einem Entscheidungsvorschlag fur das Gericht 
abschloß und v o m Gericht zumeist ü b e r n o m m e n wurde 3 2). Die 
Jugendhilfe fungierte also als „Gerichtshilfe", als Ermittlungs­
außenstelle des Gerichts. 
Das KJHG wollte das Verhältnis beider Institutionen neu 
ordnen und dem Jugendamt eine eigenständige Rolle i m 
Verfahren zuweisen3 3). Gericht und Jugendamt sind zur Zusam­
menarbeit verpflichtet 3 4). 
Welcher A r t diese Zusammenarbeit nunmehr zu sein hat, ist 
allerdings Gegenstand erheblicher Unsicherheit in der Praxis. 
Ein v o m OLG Frankfurt am 28. 10. 1991 entschiedener Fall ist 
dafür kennzeichnend35): A u f die übliche Berichtsanforderung 
durch das Gericht hatte die Sozialarbeiterin des Jugendamts nur 
mitgeteilt, daß die Eltern das Beratungsangebot des Jugend­
amts nicht angenommen hätten. Auch auf Nachfrage durch das 
Gericht sah sie sich nicht in der Lage, nähere Ermittlungen 
durchzufuhren und einen sachlichen Bericht abzugeben. Das 
FamG erließ daraufhin eine mi t Zwangsgeld bewehrte Anord­
nung, die dem Jugendamt bestimmte Sachermittlungen sowie 
die Pflicht zu einem Entscheidungsvorschlag auferlegte. Das 
OLG hat diese Anordnung zwar aufgehoben und einige 
Grundsatzklärungen gebracht, fur die Arbeit der Jugendämter 
nach § 50 KJHG aber wenig konkrete Hinweise gegeben. 
Als Befund ist festzuhalten: Das KJHG hat dem Jugendamt 
in Scheidungsfallen zwei Aufgaben zugewiesen, die jeweils 
eigenständige Bedeutung haben - die Trennungsberatung nach 
§§ 17, 28 KJHG sowie die Gerichtshilfe nach § 50 KJHG. Der 
Verschiedenheit beider Aufgaben trägt schon die Gesetzessy­
stematik Rechnung: §§ 17, 28 K J H G gehören gemäß § 2 1 
KJHG zu den „Leistungen" der Jugendhilfe, die Mi twi rkung 
i m Gerichtsverfahren zu den „anderen Aufgaben". Beide 
Bereiche des KJHG werden v o m Gesetz getrennt behandelt 
(§ 2 I I , I I I sowie 2. und 3. Kapitel); i m Gegensatz zum Lei­
stungsbereich sind die „anderen Aufgaben", die eher hoheitli­
che Funktionen betreffen36), grundsätzlich den öffentlichen 
Jugendhilfeträgern vorbehalten 3 7). Verschieden sind auch die 
Adressaten jugendhilferechtlicher Aktivi täten: Die Trennungs­
beratung nach § 17 KJHG ist den Eltern als Entscheidungsträ­
gern zu gewähren, die M i t w i r k u n g gemäß § 50 KJHG ist dem 
Entscheidungsträger „Familiengericht" zugeordnet. Gemeinsa­
mer Richtpunkt der jugendamtlichen Tätigkeiten ist zwar das 
Kindesinteresse, jedoch w i r d es auf ganz unterschiedlichen 
Ebenen und in unterschiedlicher Weise verfolgt: I m Rahmen 
der Beratung und Unterstützung nach § 17 KJHG mittelbar über 
die Kompetenzstärkung der Eltern - die Frage nach dem 
„besseren Elternteil" oder dem „objektiven Kindeswohl" steht 
hier nicht im Vordergrund 3 8), während sie i m streitigen Sorge­
rechtsverfahren unmittelbares Erkenntnisthema fur Gericht und 
Jugendamt sein muß . 
Z u m Befund gehört schließlich noch die Feststellung, daß 
beide Funktionen des Jugendamts miteinander in Konflikt geraten 
können*3): Insbesondere wäre der Erfolg vermittelnder Beratung 
der Eltern gemäß § 17 KJHG von vornherein in Frage gestellt, 
wenn die Eltern befurchten müßten, daß ihre Äußerungen und 
evtl. Konzessionen i m Rahmen dieses kindzentrierten und auf 
fairen Interessenausgleich gerichteten Verfahrens gegen sie 
verwendet werden könnten, falls es nicht zu einem einver­
nehmlichen Konzept, sondern zu einem streitigen Gerichtsver­
fahren kommen sollte40). 
Das Gesetz läßt nun die Jugendhilfe mit diesem Konflikt 
nicht allein, sondern trifft selbst i m Rahmen der datenschutz­
rechtlichen Vorschriften des KJHG eine wesentliche Abgrenzung. 
§§ 64, 65 KJHG verstärken den allgemein-sozialrechtlichen 
Datenschutz (vgl. §§ 61 I KJHG = SGBVIII; 35 SGBI; 69 
SGBX) und schotten i m Ergebnis die Beratungssphäre der 
§§ 17, 28 KJHG strikt ab vor einem Datenzugriff durch die fur 
das Gerichtsverfahren ermittelnden Instanzen - sei dies nun das 
Gericht selbst oder das Jugendamt in seiner Mitwirkungsfunk­
tion nach § 50 KJHG 4 '). Nach § 64 I KJHG dürfen personenbe­
zogene Daten nur zu dem Zweck verwendet werden, zu dem 
sie erhoben worden sind - die Zwecke der Jugendamtstätigkeit 
nach §§ 17, 28 KJHG sowie nach § 50 KJHG sind aber, wie 
gezeigt, ganz verschiedene, ein Datentransfer ist schon deshalb 
unzulässig. Darüber hinaus läßt § 64 I I KJHG die Erfüllung 
anderer Aufgaben zurücktreten, wenn die hierfür notwendige 
und nach allgemeinen Grundsätzen auch zulässige Datenoffen­
barung (§ 69 I Ziff. 1 SGBX) den Erfolg einer „Leistung" in 
Frage stellen würde. Dies bedeutet i m Klartext: Da die 
Verwertung von i m Beratungsprozeß gewonnenen Informa-
3 1) Vgl. Erhebung des ASD München im Jahre 1990 (noch unveröffentlicht; 
fur die Überlassung danke ich Frau A. Tauche): Bei grundsätzlich 
positiver Einschätzung der gemeinsamen Sorge durch die betroffenen 
Eltern und Kinder im Vergleich zur Alleinsorge eines Elternteils gab es 
größere Probleme vor allem durch Hin- und Hergerissensein der 
Kinder, Fortdauer beiderseitiger Verantwortung der Eltern und bei 
neuer Partnerbeziehung der Eltern. Dennoch war die Zufriedenheit mit 
dem gemeinsamen Sorgerecht insgesamt höher (Mütter: 91 %; Väter: 
85 %) als bei elterlicher Alleinsorge (Mütter: 81 %; Väter: 63 %). 
3 2) Verschiedene Jugendämter tendierten zu einer Begünstigung „ihres" 
Elternteils; vgl. zum ganzen Knappen, ZfJ 1991, 398 f.; Kaufmann, ZfJ 
1991, 18, 19; Mörsberger, in: Wiesner/'Zarbock [Fn. 13], S. 343 ff., 360. 
3 3 ) BT-Drucks. 11/5948, S. 87; Rauscher, NJW 1991, 1087, 1088. 
M ) FamG: § 49a FGG; Jugendamt: § 50 I S. 2 KJHG; vgl. BT-Drucks. 11/ 
5948, S. 138. 
3 5) FamRZ 1992, 206 ff. = ZfJ 1992, 101 ff. 
*) Haffke [Fn. 20], sub VI. 3. 2. 
3 7 ) Vgl. Menne, ZfJ 1992, 66, 73. 
*) Vgl. Kaufmann, in: Wiesner/'Zarbock [Fn. 13], S. 319 ff., 325; Balloff/ 
Walter, FuR 1991, 63, 64; Knappen, ZfJ 1991, 398, 399 f. 
3 9 ) Zum Konflikt bei Kindesgefährdungen vgl. Kaufmann, ZfJ 1990, 4 ff.; in 
JGG-Sachen Ostendorf, ZfJ 1991, 9 ff; bei Tätigkeit des psychologischen 
Sachverständigen Balloff, ZfJ 1991, 387. 
*>) Vgl. insb. Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 148 ff., 151, 159; Kaufmann, in: 
Wiesner/'Zarbock [Fn. 13], S. 319 ff, 330 ff; Haffke [Fn. 20], sub VI. 3. 3; 
Frommann, Die Wahrnehmung der Interessen Minderjähriger . . Diss. 
Frankfurt 1977, S. 73; Salgo, NP 1988,152; Balloff/'Walter, FuR 1991,63, 
68; Menne, ZfJ 1992, 69 ff; Tauche, DA Vorm 1991, 5 f.; Müller-Alten, 
ZfJ 1991, 454 ff; Dickmeis, Zij 1991, 164, 169; Dörr, NJW 1992, 529, 
531. 
4 1 ) Vgl. Haffke [Fn. 20], sub VI. 3. 4: „Trennscharfe Linie zwischen der 
helfenden und der ermittelnden Tätigkeit der Jugendämter"; vgl. zum 
ganzen auch Kaufmann, in: Wiesneri'Zarbock [Fn. 13], S. 319 ff, 332 ff; 
Mörsberger, ebd., S. 343 ff; ders., ZfJ 1990, 365 ff; ders., ZfJ 1991, 115; 
Kunkel, ZfJ 1991, 111 und 459; Maas, ZQ 1991, 577. 
622 FamRZ 1992, Heft 6 
tionen den angestrebten Vermittlungserfolg gefährden würde, 
ist sie gemäß § 64 I I KJHG verboten. Konkretisierend regelt 
§ 65 KJHG schließlich speziell die Offenbarung personenbezo­
gener Daten, die zum Zwecke persönlicher oder erzieherischer 
Hilfe anvertraut wurden. Zu diesen Hilfen gehört auch die 
Trennungsberatung nach §§ 17, 28 KJHG. Hier ist eine Offen­
barung nur zulässig mit Einwilligung dessen, der die Daten 
anvertraut hat, oder zum Schutze höherwertiger Güter, etwa 
bei Kindesgefährdungen i . S. der §§ 1666 oder 1671 V BGB 4 2 ) . 
Insgesamt hat das Gesetz also die Trennungsberatung und 
die Mi tw i rkung i m gerichtlichen Verfahren nicht nur gesetzes­
systematisch, sondern auch sachlich strikt voneinander 
getrennt. Andererseits weist es den Jugendämtern beide Aufga­
ben kumulativ zu, so daß ein Jugendamt sich nicht - wie i m Fall 
des O L G Frankfurt - einer dieser Aufgaben, etwa der M i t w i r ­
kung i m Gerichtsverfahren schlicht verweigern kann unter 
Hinweis auf die Inkompatibilität mi t seiner Beratungsfunk­
tion 4 3 ) . Es m u ß nach Wegen gesucht werden, die es erlauben, 
beide Aufgaben ohne wechselseitige Beeinträchtigung zu erfüllen. Die 
Lösung kann nur darin bestehen, daß eine der gesetzlichen 
Aufgabenteilung entsprechende strikte organisatorische Trennung 
von Beratung und Verfahrensmitwirkung durchgeführt wi rd . 
Gedacht werden könnte insoweit zunächst an eine Auslagerung 
der Hilfen nach § 17 KJHG auf freie Träger 4 4) oder Erziehungs­
beratungsstellen. Das Tätigwerden der zweiteren setzt aber ein 
Erziehungsdefizit voraus, der normale Scheidungsfall kann 
damit nicht erfaßt werden. Und auch sonst mögen die Jugend­
ämter wenig geneigt sein, die „Rosinen", d. h. die anspruchs­
volle und tendenziell befriedigendere Arbeit mit den Eltern 
anderen Institutionen zu überlassen und sich mi t dem 
„Schwarzbrot" der Gerichtshilfe zu begnügen. Ist das Jugend­
amt zur Gerichtshilfe verpflichtet und w i l l es die Trennungshilfe 
gemäß § 17 KJHG nicht lassen, so bleibt nur die organisatori­
sche Trennung innerhalb des Jugendamts, mit klarer Sonderung 
der Funktionen und informatorischer Abdichtung der Bera­
tungsabteilung4 5). Z u dieser organisatorischen Trennung ist das 
Jugendamt verpflichtet, da es anders seinen gesetzlichen Aufga­
ben nicht vollständig nachkommen kann 4 6). 
I m Ergebnis hat es das Familiengericht nur mit der Abteilung 
des Jugendamts zu tun, die für die Mi twirkung i m Verfahren 
zuständig ist, während den Eltern gegenüber das Jugendamt in 
zweierlei Gestalt (möglicherweise zu verschiedenen Zeitpunk­
ten) auftritt. Von einer Abteilung erreicht die Eltern ein 
Beratungs- und Hilfsangebot gemäß § 17 KJHG, tunlichst 
verbunden mit dem Hinweis auf Eigenständigkeit und Ver­
traulichkeit des Beratungsprozesses. Unabhängig hiervon wi rd 
sich zu gegebener Zeit die Gerichtshilfeabteilung melden, unter 
Hinweis auf ihren gesetzlichen Auftrag, als sozialpädagogische 
Fachbehörde i m Gerichtsverfahren Informationen und Ent­
scheidungsgesichtspunkte beizusteuern. Diese Funktionstren­
nung bedeutet i m übrigen nicht, daß nicht auch die Gerichtsab­
teilung des Jugendamts eigenständig und auf neuer Ebene 
versucht, zwischen den Eltern zu vermitteln. 
Wie das Jugendamt diese gerichtliche Mitwirkungsfunktion 
konkret ausfüllt, hat das OLG Frankfurt in besagtem Beschluß 
von Oktober 1991 elegant offengelassen, unter Hinweis auf die 
Eigenständigkeit der Jugendhilfe. Ein Informationsfluß zwi ­
schen Beratungs- und Gerichtshilfeabteilung hinsichtlich per­
sonenbezogener Daten kommt - in Abwesenheit von Kindes­
gefährdungen - nur in Betracht, wenn und soweit die Eltern 
(und ggf. das Kind) zustimmen. Sonst hat die Beratungsabtei­
lung nur darüber zu informieren, welche Leistungen angeboten 
und erbracht worden sind bzw. noch möglich sind (vgl. § 50 I I 
KJHG). Im übrigen muß sich die Gerichtshilfeabteilung selbst 
die Informationen verschaffen, die sie zur Erfüllung ihres 
Mitwirkungsauftrags braucht 4 7). Sie darf sich nicht darauf 
zurückziehen, daß die Eltern schon das Beratungsangebot 
ausgeschlagen hätten, sondern m u ß die Eltern erneut unter 
Hinweis auf die nunmehr hoheitliche Funktion des Jugendamts 
zur M i t w i r k u n g auffordern. Zwangsmittel oder ein Recht zum 
Hausbesuch gegen den Wil len der Eltern stehen dem Jugend­
amt jedoch nicht zu, so daß i m Ergebnis ein sachlicher Beitrag 
des Jugendamts i m familiengerichtlichen Verfahren dann nicht 
möglich ist, wenn die Eltern beharrlich jegliche Information 
und Kooperation verweigern. Hier bleibt nur daran zu erin­
nern, daß die pr imäre Ermittlungspflicht dem Gericht obliegt 
(§ 12 FGG) und nicht auf das Jugendamt delegiert werden 
kann 4 8). Das FamG mag i n solchen Fällen das persönliche 
Erscheinen der Parteien anordnen und zum Strengbeweis 
übergehen, Zwangsmittel seinerseits gegen das Jugendamt 
scheiden aus. 
C . Aufgabe der zwingenden Staatsintervention bei 
Scheidungen? 
Z u m Abschluß sind noch einige Bemerkungen zu machen 
zu der i m Vordringen begriffenen Forderung, die zwingende 
Sorgerechtsentscheidung i n jedem Scheidungsfall gemäß 
§ 1671 I B G B abzuschaffen und statt dessen zu einem Antrags­
system überzugehen 4 9 ) . Hier sollte sorgfältig zwischen zwei 
Argumentationsebenen unterschieden werden: einerseits den 
sachlichen Meriten beider Modelle i m Lichte des Kindes- und 
Familienwohls, andererseits dem Problem einer notwendigen 
Gleichbehandlung ehelicher und nichtehelicher Familien, wenn 
nach kommendem Recht auch unverheiratete Eltern das 
gemeinsame Sorgerecht fur ihre Kinder innehaben können. 
I . Sachliche Argumente bei Scheidungskindern 
In sachlicher Hinsicht stehen sich eine Vielzahl von A r g u ­
menten pro und contra gegenüber , sie können hier nicht erneut 
aufgelistet und diskutiert werden 5 0). Aber einige Klarstellungen 
in der bisherigen Diskussion erscheinen doch geboten: 
1. Die These, § 1 6 7 1 1 B G B wirke streitauslösend und 
zwinge die Eltern i n antagonistische Positionen, die Erfolgsaus­
sichten einer Mediation w ü r d e n dadurch vermindert 5 1), ver­
kennt - wie bereits gezeigt - den staatlichen Interventionsansatz 
zumindest seit Einführung des KJHG. Das Recht ist pr imär 
darauf ausgerichtet, gemäß § 17 KJHG den autonomen Ver­
ständigungsprozeß der Eltern zu fördern, und elterliche Sorge­
rechtsvereinbarungen unterliegen zwar de iure einer Negativ-
4 2 ) § 65 Ziff. 1-3 KJHG; vgl. Tauche, DAVorm 1991, 2 ff., 6. 
4 3 ) Zutr. O L G Frankfurt, FamRZ 1992, 206, 207 f. = ZfJ 1992,101, 102. 
") Vgl. Münder u. a., Frankfurter Kommentar zum KJHG (1991), § 17 
Rz. 6; Menne, ZfJ 1992, 66, 74. 
4 5 ) Vgl. Balloff/Walter, FuR 1991, 63, 68; Menne, ZfJ 1992, 66 ff, 70 f., 74; 
Haffke [Fn. 20], sub VI. 3. 4; Matthey, in: Proksch, Wohl des Kindes 
(1990), S. 58 ff, 60; 9. D F G T , Empfehlungen der Arb.-Kreise 6,8 (s. ZfJ 
1992,138 = FamRZ 1992, 143, 144, sub II.2.c)). 
*) Haffke [Fn. 20], a.a.O.; vgl. Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 148 ff, 159. 
Demgegenüber versuchen die Empfehlungen des „Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge" vom 6. 4. 1992 ohne eine solche 
Trennung auszukommen. Fraglich bleibt jedoch, ob die Eltern dieses 
(sachlich durchaus vernünftige) integrative Modell verstehen und fur 
glaubwürdig halten hinsichtlich des versprochenen Datenschutzes. 
4 7) Zur Mitwirkung im gerichtlichen Verfahren i. e. vgl. Knappen, ZfJ 
1991,398, 402. 
<*) OLG Frankfurt [Fn. 43], a.a.O., m.w.N. 
4 9 ) Vgl. Coester, FuR 1991, 70 ff., 73 f. m. Nachw. der Befürworter in 
Fn. 31; darüber hinaus: Balloff/Walter, FuR 1991, 63, 69; Balloff, ZfJ 
1991, 379, 380, 388; Jopt, ZfJ 1990, 285 ff., 292 f.; Schwenzer, Gutachten 
zum 59. DJT 1992 (noch unveröffentlicht), sub Ε. III. 2.a. 
5 Ü) Vgl. Coester [Fn. 49], a.a.O. 
51) Balloff/Walter, FuR 1991, 63, 69. 
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kontrolle durch das FamG (§ 1671 I I I S. 1 BGB) , de facto ist die 
Gerichtsentscheidung aber kaum mehr als eine offizielle Abseg-
nung dessen, was die Eltern übere ins t immend wollen. Man 
mag selbst diese Absegnung für eine überflüssige Einmischung 
i n die Familienautonomie halten, sollte sich vor dieser Wertung 
aber doch zunächst noch einmal mi t der zentralen Funktion von 
Recht auseinandersetzen, den Schwachen vor Übervor te i lung 
durch Stärkere zu schützen. „Schwach" i n diesem Sinne sind 
regelmäßig die betroffenen Kinder, nicht selten aber auch ein 
Elternteil. Deshalb gibt es auch Stimmen, die Recht als 
Hintergrund professioneller Scheidungsmediation nicht nur 
positiv einschätzen, sondern sogar fur unverzichtbar halten5 2). 
Eine prima-facie-Kontrolle des Gerichtes, ob ihre Vereinba­
rung fair und kindeswohlgerecht ist, sollte die Eltern in ihrer 
Verständigungsbereitschaft eigentlich nicht irritieren, sie stehen 
j a ohnehin vor dem Richter. Man kann allerdings auch das 
abschaffen: Wer eine „Privat is ierung" der Sorgerechtsfrage 
fordert, greift i m Grunde zu kurz - die Diskussion sollte auf 
eine Privatisierung der Scheidung und ihrer Folgen insgesamt 
ausgedehnt werden. Dann ständen in sich stimmige Gesamt­
konzepte der Scheidungsbewält igung gegeneinander, und viel­
leicht würden einige Grundfragen deutlicher 5 3). 
2. Zweitens w i r d behauptet, die meisten Eltern einigten 
sich ohnehin von allein, die „überwäl t igende Mehrheit (sei) 
auch nach Trennung oder Scheidung in ihrer Erziehungskom­
petenz nicht eingeschränkt" 5 4 ) . Dies sollte nicht unbesehen 
akzeptiert werden. Was die Kompetenz der Eltern zu kindge­
rechtem Verhalten in der Zer rü t tungsphase betrifft, dominie­
ren in der fachwissenschaftlichen Literatur eher gegenteilige 
Ansichten, und hinsichtlich der Einigungsquote besagen 
rechtssoziologische Untersuchungen, daß nur knapp 20 % der 
Eltern mi t einem gemeinsamen Vorschlag i n den Scheidungs­
prozeß hineingehen - der Prozentsatz von 80 % bis 90 % wi rd 
erst bis zum Schluß der mündl ichen Verhandlung erreicht5 5). 
Demnach wirken doch der Entscheidungsdruck sowie der 
Wunsch nach schneller Scheidung (vgl. § 630 ZPO) eher 
einigungsfördernd als -hindernd. Der Wert solcher, unter 
Systemdruck zustandegekommener Einigungen ist zwar 
bezweifelt worden 5 6), nach dem bisherigen Recht oft durchaus 
begründet . Es könnte aber immerhin sein, daß künftig fachliche 
Unte rs tü tzung der Eltern gemäß § 17 KJHG zunehmend an die 
Stelle oft unsachgemäßer Beeinflussung der Parteien durch 
Anwäl te oder Richter tr i t t . Jedenfalls aber bleibt das Faktum, 
daß autonome, verantwortliche Regelungen durch die Eltern 
offenbar gerade nicht der Normalfal l bei Trennung oder 
Scheidung sind. Man sollte also ehrlicherweise nicht davon 
ausgehen, daß i m Antragssystem verantwortliche Elterneini­
gung der dominierende Regelungsmechanismus fur die Betreu­
ung und Erziehung der Kinder wäre , sondern eher ein Offen­
lassen und faktisches Sich-Einpendeln. Zugegeben allerdings: 
Vielleicht ist das für den Ordnungssinn störender als für das 
Wohlergehen der Kinder 5 7). M i t dem neuen Betreuungsrecht 
haben wi r bereits ein Gesetzesmodell, das - bezüglich der 
rechtsgeschäftlichen Handlungsfähigkeit Betreuter - bewußt 
rechtliche Unklarheit akzeptiert zugunsten seelischer Schonung 
der betroffenen Menschen5 8). Vielleicht sind w i r Zeitzeugen 
eines - für deutsche Verhältnisse ungewöhnl ichen - neuen 
„Mutes zur Unordnung" und werden mehr Gespür entwickeln 
für Werte, die den Wert der „ O r d n u n g " i m Menschen wohl 
aufzuwiegen geeignet sind. 
I I . Gleichbehandlung ehelicher und nichtehelicher 
Familien 
Ein nahezu zwingender Mo.tivationsschub fur einen Ü b e r ­
gang zum Antragssystem folgt aus der Über legung, daß 
mangels eines Scheidungsverfahrens bei sich trennenden Part­
nern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit bislang 
gemeinsamem Sorgerecht eine zwingende Staatsintervention 
zur Regelung des Sorgerechts nur bei Anzeigepflicht der 
Partner oder staatlicher Überwachung der Lebensgemeinschaft 
möglich wäre. Andernfalls könnte die Offizialintervention nur 
an das zufällige Bekanntwerden dauerhafter Trennung der 
Partner bei Gericht anknüpfen. Völlig außerhalb des bestehen­
den Systems läge die Situation, die sich ergäbe, wenn unverhei­
ratete Eltern auf Grund ihres bloßen Antrags, ohne Rücksicht 
auf ihr Zusammenleben das gemeinsame Sorgerecht für ihre 
Kinder erhalten könnten 5 9 ) : Mangels Trennung der Eltern 
bliebe für eine neuerliche gerichtliche Sorgerechtsregelung kein 
anderer Anknüpfungspunkt als ein Änderungsantrag der Eltern 
oder bekanntwerdende Kindeswohlgefährdungen. 
Ganz ohne Zweifel m u ß der sorgerechtliche Interventions­
ansatz bei Eltern mit bislang gemeinsamem Sorgerecht der 
gleiche sein, egal ob die sich auflösende Familie eine eheliche 
oder nichteheliche ist. Entweder sind die unverheirateten Eltern 
dem Regelungsmodell des § 1671 BGB zu unterwerfen, oder 
umgekehrt die Sorgerechtsintervention bei ehelichen Kindern 
dem bei nichtehelichen Kindern sachgerechten Ansatz anzu­
passen. 
Der erste Weg ist, in Abweichung von einer früher von mir 
vertretenen Auffassung60), nicht gangbar. Die Anknüpfung 
einer Offizialentscheidung gemäß § 1671 I BGB an das Faktum 
dauerhafter Trennung unverheirateter Partner würde entweder 
staatliche Überwachung voraussetzen - die niemand w i l l - oder 
der Sache nach doch auf eine dem Antragssystem gemäß § 1672 
BGB entsprechende Lösung hinauslaufen. Eine Pflicht zur 
Trennungsanzeige ist ebenfalls abzulehnen, sie würde unge­
bührlich in private Beziehungen der Eltern eingreifen. 
Damit bleibt nur der zweite Weg, das einheitliche Antrags­
system für eheliche und nichteheliche Famüien. Es w ü r d e auch 
den Fall zufriedenstellend abdecken, daß unverheiratete, nie­
mals miteinander zusammenlebende Eltern gemeinsam sorge­
berechtigt sind und eine Änderung wünschen. Antragsberech­
tigt müßte auch das Kind sein ohne Rücksicht auf eine 
bestimmte Altersgrenze61) - ein Kindesantrag auf Änderung der 
sorgerechtlichen Verhältnisse legitimiert allemal den Eintri t t in 
eine entsprechende richterliche Prüfung. Offen bleibt, ob die 
Eingriffsgrenze fur Sorgerechtsentscheidungen ohne Antrag 
mit der Gefährdungsgrenze des § 1666 BGB gleichgeschaltet 
bleiben soll, wie dies § 1672 BGB tut, oder ob i m Kindesinter­
esse eine gewisse Vorverlagerung, etwa auf die Erforderlichkeit 
einer Regelung, ratsam ist 6 2). 
5 2) Eindrucksvoll Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 148 ff., 152 f., 160. 
5 3) Merkwürdig genug: Im liberalen Kalifornien gibt es die Privatschei­
dung (Postkarte mit gerichtlicher Registrierung), aber nur bei ein ver­
ständlicher Scheidung kinderloser Ehepaare. Bei Vorhandensein 
gemeinsamer Kinder sieht man bleibende Interventionsnotwendigkeit. 
Bei uns ist die Diskussion umgekehrt aufgezäumt: „Deregulierung" bei 
den Kindern, bleibende Offizialkontrolle bei den Ehepartnern. 
54) Balloff, ZfJ 1991, 379, 380, 388; Schwenzer [Fn. 49] nennt eine private 
Einigungsquote von 90 %. 
55) Caesar-Wolf/Eidmann/Willensbacher, ZfRsoz 4 (1983), 202, 233-235. 
») Jopt, ZfJ 1990, 285, 286. 
5 7) Man kann allerdings nicht Skepsis gegen gemeinsames Sorgerecht 
geschiedener Eltern mit Befürwortung des Antragssystems kombinie­
ren, vgl. oben bei Fn. 27. 
*) Vgl. Coesier, Jura 1991,1 fY., 6. 
5 9) Dafür: Schwenzer [Fn. 49], Ε. II. 2. a bb, m.w.N.; dies., FamRZ 1992, 
121 ff, 125; dies., Vom Status zur Realbeziehung (1987), S. 270. 
ω ) FuR 1991, 70, 74. 
61) Coester, FuR 1991, 70, 74; zust. Schwenzer [Fn. 49], a.a.O. 
ω ) Immerhin bedarf es einer Abstimmung mit § 1696 BGB: In richterlich 
zuerkanntes gemeinsames Sorgerecht kann v.A.w. eingegriffen werden, 
wenn dies aus „triftigen Gründen" des Kindeswohls erforderlich ist 
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ΠΙ. Ergebnis 
I m Ergebnis ist also der Übergang zum alle Kinder betreffenden 
Antragssystem unausweichlich fur alle Fälle, in denen eine 
Ände rung des bestehenden Sorgerechtsarrangements in Frage 
steht und solange der Kindesschutz kein amtliches Einschreiten 
erfordert. Dies folgt nicht aus zwingenden Gründen für schei­
dungsbetroffene eheliche Kinder - hier ist die Argumentations­
lage ambivalent ~, sondern aus der bevorstehenden Reform des 
Kindschaftsrechts und der notwendigen Gleichbehandlung 
aller Eltern mi t gemeinsamem Sorgerecht für ihre Kinder. 
Klarzustellen bleibt, daß die Aufgabe des Offizialprinzips auf 
jeden Fall nur den justitiellen Entscheidungsansatz des § 1671 
B G B betrifft, nicht den sozialrechtlichen Hilfsansatz des KJHG. 
Dieser wäre zwar anzupassen63), w ü r d e aber sachlich eher noch 
größere Bedeutung erlangen. Das Hauptproblem von morgen ist 
dabei das gleiche wie schon heute: Wie kann die Jugendhilfe die 
Krisenfamilie rechtzeitig erreichen, bevor die Fronten durch 
iimerfairiiliäre Konflikte oder durch Einschaltung einseitiger 
Interessenvertreter, etwa von Anwälten, hoffnungslos verhär­
tet sind64)? I m Antragssystem w i r d sich diese Frage noch 
dringender stellen. Viel w i r d nicht nur vom qualitativen 
Ausbau der Trennungsberatung nach § 17 KJHG abhängen, 
sondern auch v o m Aufbau eines positiven Budes dieses Hüfs -
angebots i m Bewußtse in der Öffentlichkeit und seiner verbrei­
teten, selbstverständlichen Akzeptanz durch Krisenfamilien. 
Denn eins sollte i n der gegenwärt igen Diskussion b e w u ß t 
bleiben: Der entscheidende Schritt zu einem kindgerechten und 
insgesamt humaneren Recht w i r d nicht i m Ubergang zum 
Antragssystem Hegen, sondern in der effektiven und breitflä­
chigen Verwirklichung des positiven Hilfsansatzes, wie ihn das 
KJHG vorschreibt. 
(vgl. Staudinger/Coester [Fn. 10], § 1696 Rz. 31). Für schlicht fortbeste­
hendes gemeinsames Sorgerecht müßte die gleiche Grenze gelten, oder 
§ 1696 I BGB müßte geändert werden. 
ω ) Insb. wäre die Gerichtsbezogenheit der Unterstützung nach § 17 II 
KJHG zu streichen. 
<*) Vgl. Mähler/Mähler [Fn. 17], S. 148 ff, 149-153, 154. 
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